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Antrag 

der Abgeordneten Winfried Nachtwei, Angeiika Beer, Christian Sterzing, Oswald 
Metzger und der Fraktion BÜNDNiS 90/DiE GRÜNEN 


Stopp der deutschen Beteiiigung am Eurofighter 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Nach den derzeit vorliegenden Planungen beabsichtigt die Bun- 
desregierung, im Zeitraum von 2002 bis 2012 die Jagdflugzeuge 
Phantom F4F bzw. MiG-29 der Bundeswehr sukzessive durch 
insgesamt 140 Jagdflugzeuge des Typs Eurofighter zu ersetzen. 
Weitere 40 Flugzeuge sollen ab 2012 in der Luftangriffs- bzw. Luft-/ 
Boden-Konfiguration einen Teil der derzeitigen TORNADO- Jagd- 
bomber ersetzen. Mit diesen 180 Flugzeugen soll der deutschen 
Rüstungsindustrie ein Produktionsanteil von 30 % am quadrolate- 
ralen Beschaffungsprojekt (Gesamtumfang 620 Flugzeuge) 
gesichert werden. Darüber hinaus ist es erklärtes Ziel der Bundes- 
regierung, mit dem Eurofighter-Projekt nationale „Mindestkapa- 
zitäten", weitestgehende System- und europäische bzw. inter- 
nationale Kooperationsfähigkeit in der militärischen Luftfahrt zu 
schaffen bzw. zu erhalten. 

Die Bundesrepublik Deutschland hat bisher für die Forschung, Ent- 
wicklung und Erprobung des Jagdflugzeuges Hauhaltsmittel in 
Höhe von ca. 8,3 Mrd. DM bereitgestellt. Für den Einstieg in die 
Serienvorbereitung und -Produktion fehlen dem Bundesministe- 
rium der Verteidigung für die nächsten vier Jahre weitere 
2 Mrd. DM. 1 Mrd. DM soll durch Einsparungen im Verteidi- 
gungshaushalt erwirtschaftet werden. Die zweite Milliarde will das 
Bundesministerium der Finanzen vor allem aus Subventionsrück- 
flüssen der DASA für das zivile Airbus-Programm, d. h. einer ver- 
deckten Erhöhung des Verteidigungshaushaltes, bestreiten. 

Nach Presseberichten haben sich Bundesregierung und Vertreter 
der Rüstungsindustrie im Januar 1997 für den Fall einer Beschaf- 
fungsentscheidung des Deutschen Bundestages auf einen Geräte- 
systempreis von ca. 125,4 Mio. DM pro Flugzeug geeinigt. Bei 180 
Kampfflugzeugen muß deshalb im Zeitraum von 2002 bis 2015 mit 
Beschaffungskosten von ca. 23 Mrd. DM gerechnet werden. Hin- 
zu kämen noch die bislang nicht offengelegten Kosten für die Be- 
waffnung bzw. erfahrungsgemäß anfallenden Infiations- und An- 
passungskosten. Auch hier muß mit Beträgen in Milliardenhöhe 
gerechnet werden. 
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Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

1. Der Deutsche Bundestag mißbilligt die Politik der Bundesre- 
gierung, insbesondere des Bundesministeriums der Verteidi- 
gung und des Bundesministeriums der Finanzen, auch nach 
dem Ende der Blockkonfrontation weitgehend unverändert am 
Projekt des europäischen Jagdflugzeuges festgehalten und 
Milliarden in die Forschung und Entwicklung investiert zu ha- 
ben. Der Deutsche Bundestag ist nicht länger bereit, in Zeiten 
knapper Kassen eine verfehlte Luftverteidigungsplanung und 
eine kurzsichtige Rüstungspolitik aus dem Bundeshaushalt zu 
finanzieren. 

2. Die Forderung nach der Beschaffung eines europäischen 
Jagdflugzeuges entspringt dem Wettrüstungs- und Ab- 
schreckungsdenken des Kalten Krieges. Das starre Festhalten 
an der Beschaffung ist vor dem Hintergrund der grundlegend 
veränderten sicherheitspolitischen Lage in Europa nicht mehr 
verantwortbar. Die Sicherheitslage der Bundesrepublik 
Deutschland und die seiner Nachbarstaaten und Bündnispart- 
ner hat sich nach dem Ende der Blockkonfrontation stetig ver- 
bessert. Dies gilt auch für die Zeit nach der Reorientierung des 
Jäger-90-Programmes in den Jahren 1992/93. 

Als Staat in der Mitte Europas droht der Bundesrepublik 
Deutschland nach Einschätzung aller Experten auf absehbare 
Zeit kein direkter militärischer Angriff, weder zu Wasser, zu 
Land noch aus der Luft. Hochpräsente, in allen Lagen qualita- 
tiv und quantitativ überlegene Kampfflugzeuge sind für die 
Aufgabe der Luftraumüberwachung und Luftverteidigung der 
Bundesrepublik Deutschland damit nur noch von untergeord- 
neter Bedeutung, wenn nicht sogar überflüssig. Eine Beschaf- 
fung des Eurofighter würde den Mindestbestand an Jagd- 
flugzeugen sowie den Einstieg in die Umrüstung der 
Jagdbomberflotte der Bundeswehr für vermutlich mehr als 30 
Jahre festschreiben. Darüber hinaus würden andere Staaten 
zur Nachahmung und Nachrüstung animiert und die Rü- 
stungsexportwahrscheinlichkeit erhöht. Eine derartige Politik 
ist abrüstungsfeindlich und in keiner Weise stabilitätsfördernd. 

Aufgabe einer abrüstungsfreundlichen Politik der Bundesre- 
publik Deutschland muß es demgegenüber sein, im Zuge der 
KSE -Verhandlungen die Abrüstung vorhandener Militär- und 
Bedrohungspotentiale auch im Bereich der gesamten Luft- 
streitkräfte drastisch voranzubringen. Der Verzicht auf die Be- 
schaffung des Eurofighter als Ersatz der MiG-, PHANTOM- 
und TORNADO-Flugzeuge wäre ein konstruktiver Beitrag zur 
Reduzierung des Kampfflugzeug-Bestandes in Europa. 

3. Angesichts der Schwierigkeit, die Eurofighter-Beschaffung 
sicherheitspolitisch zu begründen oder gar verständlich zu ma- 
chen, werden von interessierter Seite zunehmend „sekundäre 
Begründungen" wie die Forderung nach dem Erhalt nationa- 
ler Rüstungskapazitäten, die Unterstützung der Kooperations- 
fähigkeit der bundesdeutschen Rüstungsindustrie oder die 
Stützung der zivilen Luft- und Raumfahrtindustrie bemüht. Die 
Bemühungen der Rüstungslobby, Abgeordnete mit dem Hin- 
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weis auf die bisher erbrachten bundesdeutschen Beiträge und 
Vorleistungen sowie die Glaubwürdigkeit Deutschlands als 
multilateralem Kooperationspartner unter Druck zu setzen, 
sind durchsichtig. Denn es waren dieselben Kreise, die in der 
Vergangenheit immer beteuerten, daß das Festhalten an der 
Entwicklung keine Vorentscheidung für eine Beschaffung be- 
deuten würde. 

Diese sekundären Begründungen können die Subventionie- 
rung eines überflüssigen und überdimensionalen Rüstungs- 
projektes in keiner Weise rechtfertigen. Würde der Deutsche 
Bundestag dieser Beschaff ungslogik Folge leisten, würden Pro- 
duktion und Export von Rüstungsgütern zum ökonomischen, 
macht- und bündnispolitischen Selbstzweck und der faktische 
Entscheidungsfreiraum des Parlaments erheblich einge- 
schränkt, wenn nicht gar weitgehend abgeschafft werden. 

4. Seit Jahren dauert die Ungewißheit an, ob und wie das 
Eurofighter- Projekt fortgesetzt werden soll. Eine weitere Ver- 
zögerung der Entscheidung ist im Interesse der Steuerzahler, 
aber auch der betroffenen Arbeitnehmer, Unternehmer und 
Projektpartner nicht mehr zu akzeptieren. Ein positiver Be- 
schaffungsbeschluß ist vor dem Hintergrund des Spardrucks 
der öffentlichen Haushalte, des fortgesetzten Sozialabbaus und 
der hohen Abgabenbelastung der Bürgerinnen und Bürger un- 
verantwortlich. Bereits heute ist absehbar, daß die Beschaffung 
des Eurofighter weitere unvorhersehbare Kostensteigerungen, 
einen Verdrängungseffekt bei den Teilstreitkräften und einen 
von der Bundesregierung nicht zu kontrollierenden Export- 
druck zur Folge haben wird. Eine sofortige Beendigung der 
deutschen Beteiligung am Eurofighter-Projekt ist aus friedens-, 
sicherheits- und haushaltspolitischen Gründen unverzüglich 
geboten. 


Der Deutsche Bundestag fordert die Bundesregierung auf: 

1. auf die deutsche Weiterentwicklung und Beschaffung des 
Eurofighter sowie der dafür vorgesehenen Flugkörper zu ver- 
zichten; 

2. sich bi- und multilateral dafür einzusetzen, daß im Rahmen der 
KSE -Verhandlungen im Bereich der Kampfflugzeuge und 
Kampfhubschrauber deutliche qualitative und quantitative 
Abrüstungsfortschritte erfolgen. 


Bonn, den 2. Juli 1997 

Winfried Nachtwei 
Angelika Beer 
Christian Sterzing 
Oswald Metzger 

Joseph Fischer (Frankfurt), Kerstin Müller (Köln) und Fraktion 
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